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Dann solle man ihn eben beleidigte Le-
berwurst nennen: So kommentierte
der Baselbieter SP-Ständerat Claude Ja-
niak in der bz von gestern den Rückzug
von seinem Engagement für das «Läu-
felfingerli» nach dem Volksnein zum
Margarethenstich. Die Baselbieter Juso
nahmen den Ball gerne auf: «Claude,
du beleidigte Leberwurst!», twitterten
die Jungsozialisten. «Kopf hoch und
weiterkämpfen für einen starken öV.»
Janiak begründete seinen Rückzug mit
dem klaren Nein der Stimmberechtig-
ten der Läufelfingerli-Anrainergemein-

den zum Margarethenstich. Deren Nein
sei vor dem Hintergrund der bevorste-
henden Stilllegung des Läufelfingerlis
unsensibel, sagte Janiak und verwies
darauf, dass andere Gemeinden mit an-
stehenden öV-Projekten wie Liestal und
Waldenburg Ja gesagt hätten zum Mar-
garethenstich.

Jetzt beim öV Solidarität zeigen
Die Juso sind von Janiak enttäuscht.

«Herr Janiak sollte sich unabhängig von
einer verlorenen Abstimmung für den
Erhalt vom öV in den Randregionen

einsetzen», fordert Juso-Co-Präsidentin
Ronja Jansen. «Es geht doch jetzt dar-
um, Solidarität mit den Menschen zu
zeigen, die das Läufelfingerli brau-
chen.» Ob der Rückzug von Janiak aus
dem Abstimmungskampf der Sache
schade, könne sie nicht einschätzen.
«Klar ist es nicht ideal. Immerhin ist er
ein wichtiger Politiker. Aber die Leute
sollen ja wegen der S9 abstimmen,
nicht wegen Janiak.»

SP-Kantonalpräsident Adil Koller
kann die Enttäuschung bei der Jungpar-
tei verstehen. «Ich kann die Argumente

von Claude Janiak ebenfalls nicht ganz
nachvollziehen», gibt Koller zu Proto-
koll. Er habe sich aber bereits mit Jani-
ak getroffen und respektiere dessen
Entscheid. «Ich sehe ja ein, dass er frus-
triert ist. Er hat sich sehr für den Mar-
garethenstich eingesetzt.» Dass Janiak
sich nicht aktiv im Abstimmungskampf
einbringen will, sei ein Verlust. «Aber
wir haben auch ohne ihn viele Partei-
mitglieder, die für den Erhalt des Läu-
felfingerlis kämpfen werden.» Janiak
selber wollte sich zu seinem Entscheid
nicht mehr äussern. (RBA)

«Claude, Du beleidigte Leberwurst»
Läufelfingerli Dass sich SP-Ständerat Janiak nicht mehr für die S9 engagieren will, sorgt bei den Genossen für einen Hauskrach

INSERAT

Die landrätliche Justiz- und Sicherheits-
kommission ( JSK) hat einen Baukredit
von 3,75 Millionen Franken für die Ju-
gendstrafanstalt Arxhof in Niederdorf
gesprochen. Damit soll das Massnah-
menzentrum eine geschlossene Ein-
trittsabteilung einbauen können. Ge-
plant sei ein «spartanischer Zweckbau»,
heisst es im JSK-Bericht. Mit der ge-
schlossenen Abteilung hält dort das Sys-
tem des risikoorientierten Strafvollzugs
Einzug. Der Einbau der Abteilung be-
deute nicht, dass im Arxhof eine gefähr-
lichere Klientel zu erwarten sei. (BZ)

Arxhof

Eine geschlossene
Abteilung für 3,75 Mio.

Nachdem schon seit längerem in beiden
Basel darüber debattiert wurde, wie der
Kostenteiler beim Restdefizit der Universi-
tät Basel in Zukunft aussehen könnte, liegt
der bz nun der erste politische Vorstoss
vor. Und dieser hat es in sich. Per Motion
fordert SP-Landrat Roman Brunner von
der Baselbieter Regierung, dass der Finan-
zierungsschlüssel dynamisch auszugestal-
ten sei. Er solle sich an das im nationalen
Finanzausgleich erhobene Ressourcenpo-
tenzial der Kantone anlehnen. Der Staats-
vertrag sei auf die Leistungsperiode 2022-
25 hin anzupassen.

Auffällig ist, dass genau dieser Vor-
schlag auch schon von der Basler SP be-
worben wurde. Brunner sagt denn auch,
dass er es abgesprochen habe. Der Grund-
gedanke ist dabei in beiden Kantonen un-
bestritten: Der heute statische Kostentei-
ler beim Restdefizit von 52,5 zu 47,5 Pro-
zent – Basel-Stadt übernimmt zum Aus-
gleich des Standortvorteils fünf Prozent –
soll durch einen dynamischen Schlüssel
ersetzt werden, der die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der Kantone abbildet.
Im Juni kündigten die beiden Regierungen
bereits an, dass sie dies anstreben.

Weibel setzt aufs Steuersubstrat
Die SP setzt nun ein Zeichen, indem sie

sich bereits für ein Modell entscheidet.
Für sie gibt das Ressourcenpotenzial die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit am bes-
ten wieder, da es die Summe der Einkom-
men, Vermögen und Gewinne eines Kan-
tons darstellt. «Der Finanzausgleich wird
vom Bund, also von neutraler Stelle ermit-
telt und kann von den beiden Basel nicht
beeinflusst werden. Zudem ist es ein ver-
lässlicher Wert, da er den Mittelwert über
drei Jahre abbildet», sagt Brunner.

Doch wie würde es den heutigen Kos-
tenteiler verändern, nähme man das Res-
sourcenpotenzial als Basis? Nicht wesent-
lich: In Basel-Stadt beträgt es 9 Milliarden
Franken, in Baselland 8,6 Milliarden, was
51 zu 49 Prozent entspricht. Rechnet man
es aber pro Kopf aus, dann müsste Basel-
Stadt 60 Prozent stemmen.

Erste Reaktionen zeigen allerdings, dass
es die SP im Landrat nicht leicht haben
dürfte: SVP-Landrat Hanspeter Weibel hält
an seinem Vorschlag vom Frühjahr fest, als
Basis das Steuersubstrat pro Kopf zu ver-
wenden. Dies würde aktuell zu einem
Schlüssel von 65 zu 35 Prozent zulasten Ba-
sel-Stadts führen. «Das Ressourcenpotenzi-
al lehne ich ab, da es ein Instrument aller

Kantone ist. Wir brauchen aber etwas, das
auf Baselland und Basel-Stadt zugeschnit-
ten ist.» Der nationale Finanzausgleich ha-
be eine andere Zielsetzung und schaffe im
Ergebnis ein Ungleichgewicht, da die über-
wiegende Mehrheit der Kantone Gelder er-
halten und nur wenige zahlen. «Hier spie-
len auch politische Interessen eine Rolle
und es fehlt an Objektivität», sagt Weibel.

Kirchmayr wirbt für das BIP
Als nur «teilweise geeignet» bezeichnet

auch der Grünen-Fraktionschef Klaus
Kirchmayr Brunners Vorstoss. Das Res-
sourcenpotenzial messe nicht die volle
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sondern
sei innengerichtet. Eindeutig schlecht eig-
ne sich das Steuersubstrat, da es bloss die
Einnahmeseite berücksichtige. Der Öko-
nom Kirchmayr bringt das BIP ins Spiel:
«Das Bruttoinlandprodukt ist der interna-
tional anerkannteste Standard zur Mes-
sung der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit und politisch nicht beeinflussbar.» Lei-
der gebe es das kantonale BIP erst seit Kur-
zem. Die bz rechnet: Basel-Stadt erreichte
2014 ein BIP von 31 Milliarden Franken, Ba-
selland eines von 19 Milliarden, was einem
Teiler von 62 zu 38 Prozent entspräche.
Kirchmayr vorsichtig: «Die Regierung soll
einfach mal mit dem BIP als Basis starten.
Natürlich kann es im politischen Prozess
dann noch zu Anpassungen kommen.»

«Lösungsoffen» ist die Baselbieter FDP.
«Wir machen nicht mit bei diesem Bazar»,
sagt Fraktionschef Rolf Richterich. Die Re-
gierung solle alle Vorschläge prüfen. Für ihn
steht etwas anderes im Zentrum: «Die Uni
soll ihr Restdefizit verringern, dann ist es
schon bald kein so grosses Thema mehr.»

SP lanciert neue Uni-Finanzierung
Restdefizit Die Baselbieter SP fordert per Motion einen Kostenteiler, der sich am Ressourcenpotenzial anlehnt

VON MICHAEL NITTNAUS

Die Uni macht jedes Jahr Minus. Die beiden Basel müssen dafür aufkommen. BZ-ARCHIV/JUN
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ie Motion von Ro-
man Brunner ge-
hört zu einem

ganzen Paket von Vor-
stössen, welche die SP
morgen Donnerstag ein-
reichen wird. Der bz lie-
gen insgesamt 13 Vorstös-
se vor, alle aus dem Be-
reich Bildung. Damit
möchte die Partei die Bil-
dungsqualität im Kanton
verbessern und wehrt
sich gegen Abbau. Die
Wichtigsten sind:
■ Der Berufsauftrag für
Lehrer soll eine «dynami-
sche Unterrichtsver-
pflichtung» erhalten, die
sich an die Phasen eines
Berufslebens anpasst. Vor
allem zu Beginn und zum
Ende einer Laufbahn sol-
len die Lehrer weniger
Pflichtlektionen haben.
■ Die Regierung soll An-
reize schaffen, damit sich
Gemeinden für die Be-
schaffung von Informatik-
geräten zu Zweckver-
bünden zusammen-
schliessen.
■ Die SP hebt die integra-
tive Wirkung von Kursen
zur heimatlichen Spra-
che und Kultur (HSK)
hervor und möchte si-
cherstellen, dass keine
«Fanatiker» die Kurse lei-
ten.
■ Wie bereits auf Gymna-
sialstufe soll der Kanton
auch für die Sekundar-
schule vorgeben, wie vie-
le Prüfungen pro Jahr
und Fach mindestens
durchzuführen sind.

D

SP-VORSTOSSPAKET

13 Vorstösse
zur Bildung

Millionen Franken beträgt
das Restdefizit der Universität
Basel. Es ist der Betrag, der
nach Abrechnung aller Ausga-
ben und Einnahmen übrig
bleibt. Heute müssen dafür die
beiden Basel nach einem Kos-
tenschlüssel von 52,5 (BS) zu
47,5 Prozent (BL) aufkommen.
Für Baselland bedeutet das
92,7 Millionen Franken. Dazu
kommen die Vollkosten der Ba-
selbieter Studierenden von 76
Millionen Franken (BS: 58 Mio.).
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